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erläge Karlsruher Zeitung
Mittwoch, 81 . März 1884 .

Badischer Landtag .
I Karlsruhe , 17 . März . 13 . öffentliche Sitzung der

Ersten Kammer unter dem Vorsitz des Durchlauchtigsten
Präsidenten , Seiner Großherzoglichen Hoheit des PrinzenWilhelm .

Am Regierungstisch : der Präsident des Staatsmini¬
steriums und des Ministeriums der Justiz , des Kultus
und Unterrichts , Staatsminister vr . Nokk , Geh . Ober¬
regierungsrath Or . Arnsperger , Ministerialrath Be -
cherer , Ministerialrath Hübsch ; später der Ministerdes Großh . Hauses und der auswärtigen Angelegenheitenv . Brauer , Ministerialdirektor Seubert , Ministerial¬rath Frhr . v . Bodman .

Der Durchlauchtigste Präsident eröffnet die Sitzungund gibt folgende neue Einläufe bekannt :
1 . Entschuldigungen : Seiner Großherzoglichen Hoheitdes Prinzen Karl von Baden wegen Unwohlsein , des

Frhrn . v . Schauenburg wegen Krankheit , des Hof¬raths vr . Rümelin wegen Verhinderung durch Familien -
verhältniffe ;

2 . Mittheilungen des Präsidiums der Hohen ZweitenKammer über :
u . die Genehmigung der in den Jahren 1892 und1893 bewilligten Administrativkredite ,b . die Annahme des Gesetzentwurfs , die Gebührenfür Geschäfte der Rechtspolizeiverwaltung betreffend .Durch das Sekretariat wird der Eingang folgenderPetitionen mitgetheilt :

1 . der Gemeinderäthe rZuzenhausen , Flinsbach , Ncckar -
gemünd . Bargen , Helmstadt und Hoffenheim , den Baueiner Verbindungsbahn zwischen Eppingen und Steins -
furth betreffend ;

2 . der Gemeindevertreter von Gailingen , Randegg ,Gottmahingen und Hilzingen , sowie von neun weiteren
umliegenden Orten , die Erbauung einer normalspurigenEisenbahn von Gottmadingen nach Hilzingen einerseitsund nach Gailingen anderseits .

Frhr . v . Göler übergibt 23 Petitionen verschiedenerGemeinden — 16 badische in den Amtsbezirken Eppingenund Sinsheim und 7 württembergische — den Baueiner Eisenbahn von Eppingen nach Steinsfurth betreffend .Sämmtliche Petitionen werden an die Kommission fürEisenbahnen und Straßen überwiesen .Das Haus tritt in die Berathung des Berichts der
Budgetkommission über das Budget des Ministeriumsder Justiz , des Kultus und Unterrichts , Titel VInder Ausgabe (Kultus ).

Der Berichterstatter , Präsident des Verwaltungsgerichts¬hofs vr . Wielandt , glaubt dem gedruckten Berichte kaum
irgend etwas hinzufügen zu brauchen und hebt hervor ,daß die Anforderungen im außerordentlichen Etat für
Aufbesserung gering besoldeter Kirchendiener von erheb¬licher Bedeutung für die Kirchen und dringend wünschens -
werth für dieselben seien . Während die Anforderungenmit je 400 OM M . für die katholische und die evange¬lische Kirche auf Gesetzen beruhen , seien die weiter ange¬setzten je 50000 M . ein besonderer bereits für jedesJahr der letzten Budgetperiode (1892 und 1893 ) ge¬währter Zuschuß , der für das erste Jahr der neuen
Budgetperiode wiederum eingestellt worden sei , weil erbis jetzt kaum den beiden Kirchen möglich gewesen sei,die gesetzlich zugelassene allgemeine Kirchensteuer durch¬zuführen und daraus die Mittel für die nothwendige Auf¬besserung der Einkommen der Geistlichen zu gewinnen .Zu Lit . L. . - ordentlicher Etat — ergreift Niemanddas Wort .

Zu Lit . 8 . — außerordentlicher Etat — führt PrälatO . Doll aus :
Im außerordentlichen Etat seien zur Aufbesserung desEinkommens der evangelischen Geistlichen 400 OM M .und daneben noch 50000 M . für das erste Jahr der

Budgetperiode ausgenommen , letzterer Betrag in der Ab¬
sicht, diesen Zuschuß später nicht mehr weiter zu gewähren .Wenn Redner in Betracht ziehe , daß neben den Mittelnder Centralpfarrkasse auch sonst aus allgemeinen kirch¬lichen Fonds bedeutende Beträge zu den Pfarrgehälternaufgewendet werden müssen, so müsse er sagen , daß der
staatliche Zuschuß dazu diene, um den evangelischen Geist¬lichen die Einkommen überhaupt verschaffen zu können ,die ihnen durch das Gesetz vom Jahre 1875 zugesichertseien. Diese Bezüge seien folgende :bei einem Dienstalter bis zu vollen 7 Jahren 1 6M M .„ „ „ von 7 bis zu 10 „ 18M „,, „ „ „ 10 „ „ 15 „ 2 2M „
,, „ „ „ 15 „ „ 20 „ 2 6M „„ „ „ „ 20 „ „ 25 „ 3 OM „„ „ „ „ 25 „ „ 30 „ 3 4M „,, „ „ „ 30 und mehr „ 3 600 „

bis 4 OM „Redner glaubt keinem Widerspruch zu begegnen , wenner dieses Diensteinkommen — jenes der katholischen Geist¬lichen , das er nicht näher kenne , sei wohl auch unzu¬reichend — im Vergleiche mit andern Beamtenkategoriengeradezu als ungenügend bezeichne.
Seitdem die Beamten und nunmehr auch die Volks¬schullehrer eine Aufbesserung erfahren haben , deren un¬geachtet noch immer geltend gemacht werde , daß die Be¬züge vielfach noch nicht zureichend feien , gebe es in Badenkeinen Stand , der im Verhältuiß zu seinem Bildungs¬

gang und seinen Leistungen so unzureichend gestellt seiund im Hinblick auf die verfügbaren Mittel leider ge¬stellt werden müsse, als der Stand der Geistlichen : NachAbsolvirung des Gymnasiums habe der evangelische Geist¬liche vier Jahre dem akademischen Studium zu widmenund sein Militärjahr jabzudienen , werde er darnach Vikar ,so erhalte er neben freier Station jährlich 3M M . ; jederDienstknecht , jeder Kutscher erhalte mehr ! Trete er nacheinigen Jahren in eine Pfarrverwaltung ein , so bezieheer monatlich 80 M . , später IM M ., also weniger alsirgend ein Unterlehrer ! Werde ein Geistlicher krank , somüsse er dem stellvertretenden Vikar 300 M . zahlen unddaneben freien Unterhalt gewähren , während andern Be¬amten ein bezahlter Stellvertreter gegeben werde . Esgebe Pfarreien , wo die Haltung eines Vikars dem Pfarrerzur Pflicht gemacht sei ; hier erhalte letzterer dafür eine
Entschädigung von 8M M . ! nach Auszahlung von 3MMark an den Vikar verbleiben 5M M . für dessen Ver¬pflegung , ein Betrag , der kaum für die Verpflegungeines kleinen Knaben ausreiche . Redner könne nun vonder evangelischen und ebenso auch wohl von der katho¬lischen Geistlichkeit sagen , daß sie ihrer Mehrzahl nachnicht aus vermöglichen Kreisen der Bevölkerung hervor¬gehe ; um so empfindlicher sei daher die Unzulänglichkeitder Bezüge für die in ihr Amt eintretenden Geistlichen ,da sie vielfach noch genöthigt seien , aus ihrem Einkom¬men Universitätsschulden abzuzahlen . Wenn er die That -sache hervorgehoben habe , daß die Geistlichen nicht ausbemittelten Kreisen hervorgehen , so sage er das nichtmitleidig , sondern mit einer gewissen Genugthuung . Psycho¬logisch, physiologisch und moralisch sei es von hohem Werth ,daß der geistliche Stand möglichst wenig berührt sei vonder aufreibenden nervösen Anspannung und der dieNervenkraft übersteigenden Schnelligkeit der höheren Be¬

völkerungskreise , sondern daß er den gemächlichen , geisti¬gen und körperlichen Reichthum des Landlebens hinein¬bringe in seinen Beruf . Habe Redner selbst sich unver¬minderter geistiger Leistungsfähigkeit und körperlicher Ge¬sundheit bis zu seinem 65 . Lebensjahr erfreuen dürfen ,so schreibe er dies wesentlich dem zu . daß er auf demLande '
aufgewachsen sei . Wenn der geistliche Stand vor¬zugsweise im ländlichen Boden , wie auch im gewerblichenMittelstand seine Wurzeln habe und so dazu beitrage ,daß neues Blut in die höheren Stände komme, so rechneRedner das dem geistlichen Stande und unserem ganzenVolksleben zu einem gewissen Vortheile an .Wolle man nun die Besoldungsverhältnisse der Geist¬lichen mit jenen der staatlichen Beamten in Vergleichungziehen, so werde wohl anerkannt werden , daß die Geist¬lichen im allgemeinen den in der Abtheilung I ) . des Ge¬haltstarifs aufgeführten Beamtenkategorien (Amtsrichter ,Amtmänner u . s. w .) an die Seite zu stellen seien . Rednerwill sich im Hinblick auf die in Händen der Mitgliederdes Hohen Hauses befindliche Denkschrift des Evangeli -.scheu Pfarrvereins auf wenige Zahlen beschränken .Der Anfangsgehalt der evangelischen Geistlichen sei16M M . , jener der entsprechenden Beamten 2 000 M .,der Höchstgehalt der ersteren 3600 — 4000 M . . der letz¬teren 5 000 M . ; die Zulagefristen dauerten bei ersteren5 Jahre , dort nur 3 Jahre ; die Zulagebeträge hier4M M . — dort 6M M . Nach zehn Dienstjahren habeder Pfarrer 1800 M . , der Beamte 3500 M . , nach25 Jahren ersterer 3 000 M . , letzterer 5 OM M . DerUnterschied zwischen den beiderseitigen Bezügen sei einmit den Dienstjahren wachsender , nach 25 Dienstjahrenbetrage er 2 OM M . zu Ungunsten des Geistlichen . In25 Dienstjahren erhalte der Pfarrer durchschnittlichim Jahre 16M M . weniger , in 40 Dienstjahren durch¬schnittlich 1500 M . weniger als der Beamte .Man verweise oft auf die Einnahme der Pfarrer ausAccidenzien, bei den meisten evangelischen Geistlichen bleibeaber deren Jahresbetrag unter IM M ., bei den katholi¬schen Geistlichen möge der Betrag vielleicht etwas höhersein . Richtig sei , daß die Geistlichen Dienstwohnunghätten . Neben guten und schönen gebe es aber auchmanche geradezu gesundheitsschädliche Pfarrwohnungen ,die nicht hergestellt werden , weil der Geistliche selbst oftder baupflichtigen Gemeinde den Aufwand nicht zumuthenwolle, zumal wenn diese vielfach durch kostspielige Schul¬hausbauten und Wasserleitungen in Anspruch genommensei . Aber auch da , wo das Domänenärar baupflichtigsei , koste es oft jahrelange Bemühungen , bis sich die

Domänendirektion zu nöthigen Pfarrhausbauten , die dann
freilich gut und schön ausgeführt würden , verstehe . Der
Besitz eines Gartens , der den Geistlichen zustehe , sei aufdem Lande keineswegs einträglich ; die Erfahrung lehrewohl die meisten Gartenbesitzer , daß sie bei Einkauf der
Gartenerzeugnisse auf dem Wochenmarkte billiger fahrenwürden , als bei eigenem Gartenbau .

Richtig sei nun ferner , daß das Dienstalter für die
Geistlichen bezüglich des Aufrückens in den Bezügen vonder Rezeptionszcit an zähle ; allein die erste Anstellung
erfolge gegenwärtig erst sehr lange nach der Rezeption .Es seien in der evangelischen Landeskirche z. Zt . 130
nicht angestellte Geistliche vorhanden , welche 6 bis 8 Dienst¬
jahre haben , viele, die über 5 Dienstjahre zählen .

In einer Reihe von Beziehungen sei der Geistliche ;ferner schlechter gestellt als der Beamte : er erhalte keine
Umzugskostenvergütung ; seine Witwe müsse aus dem
Sterbquartal für die Versetzung des Dienstes aufkommen

der Pfarrer erhalte keine Diäten für auswärtige Dienst¬verrichtungen , wie der Beamte , höchstens eine Filialdienst -
vergütung von 100 — IM M . jährlich , für einen Gangnach dem Filial , bei wöchentlich zwei Gängen , also nichtmehr als 1 M . M Pf . Wo gebe es einen staatlichenBediensteten , der eine so geringe Vergütung erhalte !Die Mehrzahl der Geistlichen seien Landpfarrer . Diesenerwüchsen durch den Aufenthalt auf dem Land mancheAusgaben , welche den Beamten , die alle in größeren oderkleineren Städten wohnen , nicht treffen . Es gebe Pfarr -orte , wo der Gang des Arztes 20 M . koste . Rednerführt ein Beispiel an , wonach einem Geistlichen für 1?Arztbesuche ein Aufwand von 257 M . entstanden sei, unddas nicht einmal in einem besonders entlegenen Orte .Auch die Auslagen für die Erziehung der Kinder seienhier zu nennen ; wenn früher der Geistliche selbst seineSöhne bis zur Tertia , ja selbst bis zur Maturität imHause habe ausbilden können, so sei dies nach dem Standder heutigen Anforderungen nicht mehr möglich .Das Leben auf dem Lande sei mindestens ebenso theuerals in der Stadt ; hohe Transportkosten vertheuern hierdie verschiedensten Lebensbedürfnisse . Dazu komme ferner ,daß der Geistliche bei keiner Veranstaltung der Wohl -thätigkeit fehlen dürfe , daß er die für sein Studium undseine Weiterbildung erforderlichen Bücher entweder selbstanschaffen , oder aus fernen Bibliotheken kommen lassenmüsse u . s . f.

Ersparnisse zu machen, sei für den Pfarrer unmöglich ;deßhalb sei er darauf angewiesen , sich in eine Lebens¬versicherung einzukaufen , die Prämie hiefür sei ebenfallsvon seinem Einkommen abzurechnen .Dies seien die Zustände , welche die vorerwähnte Denk¬schrift richtig darstelle : das Einkommen reiche nicht zuden nothwendigsten Ausgaben hin . Man könnte nunsagen , es sei ja nicht nothwendig , daß der Pfarrer seineSöhne studiren und seinen Töchtern eine höhere Aus¬bildung zu Theil werden lasse. Nöthig sei dies freilichnicht , es sei auch in der That nicht durchweg der Fall ; Rednerfreue sich aber darüber , daß das evangelische Pfarrhausnoch immer eine Pflanzstätte sei für die geistige Kultur ,die aus dem Urbod -n des Volkslebens hervorgehe . Essei kein leeres Wort , wenn man davon spreche, was ausPfarrsöhnen geworden ist . Redner nennt in dieser Hin¬sicht eine Reihe bedeutender Männer aus älterer undneuerer Zeit , besonders auch aus Baden , die Hervor¬ragendes auf den verschiedensten Gebieten der Wissen¬schaften wie des öffentlichen Lebens geleistet haben .Die Vorsorge für die überlebende Familie , die jedemverheiratheten Beamten obliege , sei für den Geistlichenum so nothwendiger , als die Bezüge der Pfarrwittwensehr geringe seien. 110 Pfarrwitwen beziehen, wie Rednermittheilt , in Baden zur Zeit jährlich je 630 M . , ohneRücksicht auf die Zahl der Kinder , die sie zu ernährenhaben ; 35 in dem neueren Kassenverband stehende Witwenerhielten Bezüge , welche im günstigsten Fall bis zu 11M M .steigen können . Daneben werden freilich Gratialien ge -geben , soweit der Fonds reicht ; doch habe es etwas Be¬drückendes , jährlich auf solche Gnadengaben angewiesenzu sein , auch sei nicht viel damit geholfen , wenn einGratial 3M M . betrage und die Witwe sonst 9M M .beziehe , wie solle sie dann sechs Kinder ernähren ? Imbesten Falle könne eine Witwe zur Zeit 14M M . erlangen .Redner bittet , es ihm nicht als Einbildung auszulegen ,wenn er auf die Bedeutung des geistlichen Standes fürVolks - und Kulturleben Hinweise . Sei doch außer demPfarrer kein akademisch gebildeter Mann mehr auf demLande draußen ; der Geistliche sei in kleinen Landgemein¬den der einzige Kulturträger , abgesehen von sozialdemo¬kratischen Agitatoren , die seine Wirksamkeit nur erschweren .Redner glaube wohl keinem Widerspruch zu begegnen ,wenn er sage, daß die Pflege der Religion zu den aller¬wichtigsten und bedeutungsvollsten Aufgaben und Güternunseres Volkslebens gehöre . Ohne Unterschied der Kon¬fession gebe es im geistlichen Stand Männer genug , dieallezeit wahre Berather und Helfer in der Noth seienund die den gottwidrigen , zerstörenden Einflüssen eineMauer der Gottesfurcht , der Frömmigkeit und des Gott¬vertrauens da entgegenzustellen vermögen , wo die Polizeinicht ausreiche , wo es sich vielmehr um geistige Mächtehändle , die mit geistigen Mitteln bekämpft werden müssen .Auf Anregung der Geistlichen beruhe Alles, was das ge¬summte Vereinsleben auf dem Gebiete der Liebesthätig -keit wirke . Der geistliche Stand solle und müsse auf derStufe erhalten werden, damit er auch ferne seine sittlich¬religiöse Aufgabe erfüllen könne und ein Lichtpunkt seiinmitten gar mancher Dunkelheit . Dazu gehöre aber , daßder Geistliche leben könne , und zwar , soweit es sich umden evangelischen Geistlichen handle, mit Frau und Kindern .Man sage oft, der Pfarrer auf dem Lande habe nichtsoder wenig zu thun und führe ein behagliches und be¬quemes Leben . Redner bestreite das , nicht nur als An¬gehöriger des Standes , sondern als Einer , der wohl eineigenes giltiges Urtheil darüber habe . Jeder andereBeamte sei am Sonntag dienstfrei , der Geistliche aberhabe oft drei sonntägliche Gottesdienste zu halten . DieVorbereitung hierfür sei keine geringe geistige Arbeit ,sondern eine ernste Aufgabe , die Zeit erfordere . Dazukämen in der Woche Konfirmandenstunden und vielfach
zeitraubende Filialgänge , Redner will nicht daran er¬innern , was in unserer schreibseligen und bureaukratischen

, ?



Zeit dem Pfarrer an schriftlichen Geschäften aufgebürdet
sei , insbesondere hinsichtlich der Pfründeverwaltung und
der Durchführung der kirchlichen Besteuerung . Daneben
müsse der Pfarrer sich wissenschaftlich fortbilden , was in
Landgemeinden ohne jeden Verkehr mit gleichgebildeten
Männern viel schwerer sei als in der Stadt . Dazu sei
weiter zu berücksichtigen , daß wohl Niemand alle reli¬
giösen und sittlichen Schäden des Volkslebens so ernst
und schwer auf seinem Herzen trage , als der Pfarrer .
Hier täglich zu helfen und zu kämpfen sei die ihm von
Gott auferlegte schwere Aufgabe , die dem gewissenhaften
Pfarrer vom Morgen bis zum Abend nachgehe .

Thöricht und unrichtig sei daher das Gerede von den
faulen Pfarrherrn auf dem Lande .

Woher komme es nun , daß trotz alledem der Zufluß
zum geistlichen Berufe andauere , in neuerer Zeit sogar
in stärkerem Maße ? Seien es die Stipendien oder die
Thatsache , daß der Geistliche etwas früher in 's Brod
komme , wie andere ? Diese Vortheile würden sich aber
mit vermehrtem Zufluß bald verlieren . Oder sei es der
Traum eines idyllischen Lebens ? Dazu sei unsere be¬
rechnende Jugend nicht angethan . Die Ursache liege viel¬
mehr in dem Idealismus , der gottlob in der Jugend
noch vorhanden sei , in der Liebe zu den höchsten Auf¬
gaben , in dem Bestreben , die immateriellen , übersinn¬
lichen , göttlichen Dinge zum Gegenstand der Forschung
und der Arbeit zu machen ; in der Erkenntniß , daß die
Religion das höchste Gut unseres Volkes sei ; in einem
religiösen Idealismus , der mithin zugleich ein wahrer
Patriotismus sei . Diese Gesinnung sei , Gott sei Dank ,
noch in weiten Familienkreisen wirksam , anders wäre es
nicht möglich , daß in vielen Familien Vater und Sohn
denselben geistlichen Berus wählen , oft bis in das dritte
und vierte Glied .

Redner habe sich bemüht , die vorhandenen Zustände
sine stuäio , aber auch sine ira zu schildern , wie sie mit
den z . Zt . gebotenen materiellen Mitteln bestehen. Daß
eine Besserung eintreten müsse , werde wohl zugegeben
werden . Eine solche solle nun durch die allgemeine
Kirchensteuer herbeigeführt werden . Für die evangelische
Landeskirche werde diese aber , nach Abrechnung der Er¬
hebungskosten , bei der gesetzlich gegebenen Begrenzung
des Steuerfußes ( 1 Pf . Kapitalrentensteuer , l ' /z Pf .
Grund -, Häuser - und Gewerbesteuer , 20 Pf . Einkommen¬
steuer ) höchstens 300000 M . erbringen . Dabei könne
nicht daran gedacht werden , die seit Jahren eingetretene
Einzehrung der kirchlichen Fonds zu ersetzen , sondern
höchstens , der fortschreitenden Verminderung ein Ende zu
machen . Eine Aufbesserung der Pfarrwitwen um zehn
Prozent würde allein schon 100000 M . erfordern : rechne
man weiter 80 OM M . als Ersatz für Einzehrung kirch¬
licher Fonds , so bleibe eine Summe von 120 000 M >,
womit zunächst die Verhältnisse der Vikare und Pasto¬
rationsgeistlichen zu verbessern seien ; von Errichtung einer
Baukasse oder neuer Pfarreien könne gar nicht die Rede
sein . Wenn aber nach Maßgabe des Gesetze« über die
allgemeine Kirchensteuer mit dem Jahre 1899 die bis¬
herige gesetzliche Staatsdotation aufhören werde , so werde
die Evangelische Kirche auf dem Punkt angelangt sein,
daß sie die allgemeine Kirchensteuer gerade dazu brauche ,
um den jetzigen Zustand eben noch aufrecht erhalten zu
können ; es werde also dann gar keine Verbesserung durch¬
führbar sein.

Redner sei weit entfernt , in dieser Richtung einen An¬
trag zu stellen , es komme ihm nicht in den Sinn , die
Bereitwilligkeit der Großh . Regierung und der Stände
in Zweifel zu ziehen , der Kirche auch in Zukunft Hilfe
zu schaffen. Werde aber das gegenwärtige gemischte
System wirklich aufgegeben , so würden die alten Miß¬
stände in gleichem Maße wieder hervortreten und es
werde nur übrig bleiben , den Steuerfuß der allgemeinen
Kirchensteuer zu erhöhen , um die evangelische Kirche vor
Siechthum zu bewahren . Sei es ihm gelungen , durch
seine Ausführungen die Ueberzeugung zu befestigen , daß
für kirchliche Bedürfnisse mehr geschehen müsse, als bis¬
her , so habe Redner seine Absicht erreicht .

Staatsminister vr . Nokk kann das , was Vorredner
über die Bedeutung der Religion für das gesammte
Staatsleben und über die Leistungen des geistlichen
Standes — beider Konfessionen — Mr die sittlich¬
religiöse Erziehung des Volkes gesagt habe , ohne Bedenken
als wahr und zutreffend anerkennen . Er glaube aber
aussprechen zu müssen , daß die Befürchtung des Herrn
Vorredners , es könnte eventuell für die Kirche ein
besonders schlimmes Stadium dadurch eintreten , daß im
Jahre 1899 der Staatszuschuß zur Aufbesserung der
Pfarrgehälter wegfalle , gegenstandslos sei . Es sei schon
bei Berathung des Gesetzes über die allgemeine kirchliche
Besteuerung im anderen Hohen Hause anerkannt worden ,
daß die vorgesehene Beschränkung des Steuerfußes für
die allgemeine Kirchensteuer nur so lange aufrecht er¬
halten bleiben könne , als das sogenannte „ gemischte
System " beibehalten werde , d . h . so lange als der Staat
der Kirche erhebliche Beiträge gewähre . Sollten einmal
die staatlichen Verhältnisse so ungünstig sich gestalten ,
daß die staatlichen Zuschüsse wegfallen müßten , so müßte
sofort eine Aenderung des Steuerfußes eintreten . Darüber
habe in diesem wie im anderen Hohen Hause vollkommene
Uebereinstimmung geherrscht . Er gebe auch zu, daß der
Betrag , der sich für die evangelische Kirche aus der all¬
gemeinen Kirchensteuer nach dem Gesetze von 1892 er¬
geben werde , kein sehr großer sei . Wie aber der Herr
Vorredner selbst anerkannt habe , werde damit doch eine
gewisse Zeit lang — so lange die Staatsdotation daneben
weiter gewährt werde — eine erhebliche Verbesserung
erzielt werden können , und man könne nicht sagen , daß
der Betrag durchaus unzureichend sei , um die Bezüge
der Witwen - und Waisen aufzubefsern , eine weitere
Einzehrung der kirchlichen Fonds hintanzuhalten , sowie

auch das Einkommen der Geistlichen in bescheidenem
Umfange zu erhöhen .

Dies seien indeß Dinge , welche vor allem von der
Synode zu verhandeln seien . Diese werde ernstlich alle
Mittel zu erwägen haben , welche geeignet seien , den
bestehenden Schäden abzuhelfen . Dabei möchte Redner
darauf Hinweisen, daß bei der Vorberathung des Gesetzes !
über die Besteuerung für allgemeine kirchliche Bedürf¬
nisse ein geistliches Mitglied der Heidelberger theologischen !
Fakultät gesagt habe : die allgemeine Kirchensteuer sei ^
eine b'klta morAana , die man schon so oft vor sich gesehen ^
habe , die aber niemals gekommen ; nun sei sie aber !
doch gekommen . Ein längst erstrebtes Ziel sei damit ^
erreicht worden , wenngleich die Gesetzesvorlage in der
bescheidenen Begrenzung , welche ihr die Zweite Kammer
durch die Festsetzung des Höchstbetrags des Steuerfußes
gegeben habe , im Interesse des Zustandekommens des
Gesetzes angenommen werden mußte . Die allgemeine
Kirchensteuer solle nun keineswegs die freie Liebesthätig -
keit beseitigen oder ersetzen . Der Synode werde es wohl
gelingen , auch auf diesem Wege reichlichere Mittel auf¬
zubringen und zur Errichtung neuer kirchlicher Stiftungen
die Anregung zu geben .

Wenn die vorhandenen Mittel nicht ausreichen , um
den Pfarreien die erforderlichen Vikare zuzuweisen —
auch katholischerseits könne in dieser Hinsicht mit den
vorhandenen Mitteln nicht wohl ausgekommen werden —,
so biete das Gesetz über die Besteuerung für örtliche
kirchliche Bedürfnisse immerhin die Möglichkeit , mit
Staatsgenehmigung neue Vikariate zu gründen ; dabei
werde man dafür sorgen , daß ausreichende Mittel geboten
werden .

Das Gesetz über die allgemeine Kirchensteuer sei durch¬
aus nothwendig gewesen und es sei im rechten Augen¬
blick gekommen . Nach dem Jahre 1899 werde man ent¬
weder , was Redner wünsche , die Staatsdotation aufrecht
erhalten , oder den zulässigen Steuerfuß erhöhen . Er
zweifle nicht daran , daß auch die Stände hierzu geneigt
sein werden , und hege das feste Zutrauen zu denselben ,
daß sie einem wirklichen Bedürfnisse der Kirche Rechnung
tragen werden .

Herr Prälat v . Doll habe zwar die ungünstigen und
schwierigen Verhältnisse des geistlichen Standes nicht über¬
trieben , wohl aber habe er die Lage der weltlichen Be¬
amten vielleicht doch zu günstig beurtheilt . Ein Geist¬
licher in der Stadt , der 4 OM M . Gehalt und dazu ein
Wohnhaus habe , stelle sich entschieden besser als ein Amts¬
richter mit dem Höchstgehalt von 5 OM M . ohne Dienst¬
wohnung etwa in einer Stadt wie Mannheim . In den
Städten sei die freie Wohnung sehr hoch anzuschlagen .
Für den Betrag des Wohnungsgeldes , das nur ein Zu¬
schuß sei , könne ein Beamter selbst in einer kleinen Stadt
fast niemals eine ausreichende Wohnung bekommen . Wenn
die Vikare gering honorirt würden , so sei darauf hinzu¬
weisen , daß die Rechtspraktikanten in der Regel über¬
haupt keinen festen Gehalt bekommen , wenn sie nicht
Aktuarsstellen annehmen , Stellen , die sonst von Beamten
ganz anderen Bildungsgrades versehen werden . Die
Referendäre erhielten 1 4M bis 1 5M M . jährlich , ein
Einkommen , das gewiß äußerst bescheidenen Verhältnissen
entspreche . Trotz der großen Opfer , welche staatlicher -
seits für die Besserstellung der Beamten gebracht worden
seien , seien die Beamtengehalte namentlich in den ersten
Dienstjahren doch so bescheiden, daß es für den weltlichen
Beamten mit geringen eigenen Mitteln eine ernste und
schwere Aufgabe sei , sein Fortkommen zu finden . Herr
Prälat v . Doll habe selbst hervorgehoben , daß der Ein¬
tritt in den Pfarrgehalt ziemlich früh erfolge ; wenn dies
z . Zt . etwas länger dauere , so finden solche Schwankungen
auch bei den staatlichen Beamten statt . Eine wesentliche
Erleichterung für die Beamten , der die Großh . Regie¬
rung ihre Aufmerksamkeit zuwende , sei die Vermehrung
der Dienstwohnungen ; das sei das beste Mittel , den Be¬
amten gute und gesunde Wohnungen zu sichern , eine
Wohlthat , deren die geistlichen Herren sich erfreuen und
die wohl nicht genug angeschlagen werde .

Mit diesen Worten möchte Redner nicht die Meinung
erwecken, als erkenne er nicht an , wie verbesserungsbe¬
dürftig die Pfarrgehalte sind . Er zweifle auch nicht, daß
das mittelst der allgemeinen Kirchensteuer Erreichbare auf
Seiten der Kirche mit Scharfsinn und Energie werde er¬
strebt werden . Bei der hohen Bedeutung des geistlichen
Standes für die Wohlfahrt und das Gedeihen des Volks¬
lebens werde der Staat jederzeit bereit sein, auch seiner¬
seits der Kirche zu helfen . In erster Reihe sei aber im
gegenwärtigen Augenblicke zunächst die Kirche in der
Lage , die Mittel zur Beseitigung der vorhandenen Miß¬
stände zu erwägen .

Dabei werde sich die Aufmerksamkeit auch auf solche
kirchliche Fonds lenken müssen , die noch verfügbare Ueber -
schüffe haben . Aus dem Gebiete der Unterrichtsverwal¬
tung sei man mit Erfolg bestrebt gewesen , alle vorhan¬
denen Fonds bis auf die kleinsten und letzten auf Grund
des Stiftungsgesetzes für die gegenwärtigen Bedürfnisse
fruchtbar zu machen und nicht die Erträgnisse zu ad-
massiren . Sache der Kirche sei es , solche Fonds in ent¬
sprechender Weise heranzuziehen .

Redner schließt mit der Zusicherung , daß die Großh .
Regierung auch ferner thun werde , was staatlicherseits
geschehen könne ; nachdem der Kirche freigestellt sei, auch
ihrerseits Mittel bereit zu stellen , sei er überzeugt , daß
sich etwas Ersprießliches werde erreichen lassen .

Geh . Hofrath vr . Meyer erklärt , der größte Theil
von dem , was er in Erwiderung auf die Ausführungen
des Herrn Prälaten habe sagen wollen , sei durch die
Erklärung des Herrn Staatsministers bereits erledigt .
Ec sei einverstanden mit dem , was über die hohe
Bedeutung des geistlichen Standes in kirchlich - religiöser ,
wie auch in allgemein kultureller Beziehung ausgeführt

worden sei . Er habe den Eindruck , daß die Besoldung' der evangelischen Pfarrer in der That unzulänglich sei ,
zugleich aber auch den Eindruck , daß der Herr Prälat
die Verhältnisse der evangelischen Geistlichen im Vergleiche

i zu jenen der weltlichen Beamten zu ungünstig , beziehungs¬
weise letztere im Vergleiche zu günstig dargestellt habe .
Gerade in jungen Jahren sei der Geistliche nicht schlechter
gestellt als der Beamte . Die Bezahlung der Rechts¬
praktikanten und Referendäre sei eher schlechter als jene
der Pfarrvikare . Auch der Anfangsgehalt des Geistlichen
mit 16M M . sei vergleichsweise nicht viel schlechter als
jener des juristisch gebildeten Beamten mit 2 000 M . ,
wenn man in Betracht ziehe , daß elfterer stets eine
Dienstwohnung habe , während letzterer mit seinem
Wohnungsgeldzuschuß in den seltensten Fällen ausreiche .
Er erinnere daran , daß vor kurzem in Heidelberg ein j
Haus für den evangelischen Stadtpfarrer erworben i
worden sei , das bis dahin 1 8M M . Miethe getragen >
habe , während das Wohnungsgeld in der III . Dienstklasse
z . B . 620 M . betrage .

Dagegen gebe er zu , daß die Besoldung der älteren
Geistlichen unzureichend und hier eine Besserung nöthig
sei . Auch entstehe für den Landgeistlichen , wenn er
älter werde , eine Reihe von Ausgaben , die bei dem
Beamten nicht in demselben Umfange vorhanden seien :
für die Erziehung der Kinder außerhalb des Hauses in
der Stadt , für Inanspruchnahme des oft weit ent¬
fernt wohnenden Arztes . Redner wünsche , daß die
Geistlichen in der Lage seien , ihren Kindern höhere
Bildung zu Theil werden zu lassen ; er könne sich den
schönen und wahren Worten des Herrn Prälaten über
das evangelische Pfarrhaus nur anschließen .

Des weiteren sei es wünschenswerth , die den Geist¬
lichen für Haltung eines Vikars zu gewährende Ver¬
gütung zu erhöhen und dem Geistlichen auch den Ersatz
der Umzugskosten zu sichern.

Auch die Witwenbezüge seien unzulänglich , obgleich der
Herr Prälat vielleicht das etwas überschätze, was andere
Witwen erhalten . In Baden seien die Hinterbliebenen
der Beamten zwar ziemlich günstig gestellt , anders aber
in anderen deutschen Staaten ; so erhalte in Jena die
Witwe eines ordentlichen Universitätsprofessors nicht mehr
als 6M M . ! Der nach dem neuen preußischen Statut
für die Professorenwitwen erreichbare Höchstbezug sei
14M M . , also nicht mehr als der vom Herrn Prälaten
angeführte Höchstbetrag der Pfarrwitwenbezüge . Aehn -
liches gelte für mehrere andere Bsamtenkatcgorien . Eine
Besserung sei indessen durchaus nöthig . Redner hoffe, daß
die vorhandenen Fonds hierzu ausreichen , bezw . eine Er¬
höhung erfahren werden . Von der freien Liebesthätigkeit
verspreche er sich freilich nicht viel . Aber der Herr Staats¬
minister habe in Aussicht gestellt , daß der staatliche Zu¬
schuß von jährlich 200000 M . auch später erhalten bleiben
solle, und es komme nun zu diesem Zuschuß die Kirchen¬
steuer hinzu . Sollte dies nicht ausreichen , so bleibe schließ¬
lich übrig , den Steuerfuß der letzteren zu erhöhen . Bei
dieser Sachlage könne Redner doch auch nicht so schwarz
in die Zukunft sehen und habe die feste Hoffnung , daß
eine glückliche Lösung werde gefunden werden .

Hiermit schließt die Diskussion und es wird der An¬
trag der Budgetkommission einstimmig ange¬
nommen .

Es folgt nunmehr die Berathung des Berichts der
Petitionskommission über eine Bitte der evangelisch pro¬
testantischen Kirchengemeinderäthe von Karlsruhe , Freiburg ,
Lahr . Baden , Pforzheim . Heidelberg und Mannheim um
Ergänzung des Gesetzes vom 26 . Juli 1888 , die Be¬
steuerung für örtliche kirchliche Bedürfnisse be¬
treffend .

Die Bitte geht dahin , daß im Artikel 2 des ange¬
führten Gesetzes auch die „Entschädigung

'
für auf¬

gehobene Stolgebühren " unter die örtlichen kirch¬
lichen Bedürfnisse , zu deren Bestreitung die örtliche Kirchen¬
steuer erhoben werden kann , ausgenommen werde .

Der Antrag der Kommission geht dahin , die Petition
der Großh . Staatsregierung empfehlend zu
überweisen .

Berichterstatter Prälat v . Doll . führt aus : Nach dem.
was er soeben zum vorigen Gegenstände der Tagesord¬
nung ausgeführt habe , werde man ihm wohl zutrauen ,
daß er eine empfehlende Ueberweisung der vorliegenden
Petition nicht vertreten würde , wenn er befürchten müßte ,
daß durch die von den Petenten erstrebten Maßnahmen
das Einkommen der Geistlichen heruntergesetzt würde . Er
habe diese Befürchtung keineswegs , weil die Abschaffung
der Stolgebühren thatsächlich nur in den größeren Städten
zu erwarten sei und hier nur eine Ausgleichung der Be¬
züge der verschiedenen Geistlichen , nicht eine Verminde¬
rung der Gesammtsumme dieser Bezüge eintreten werde .
Von den Landgemeinden brauche man nicht zu reden ;
denn in Gemeinden , wo an Stolgebühren nur 6, 7, 20
u . s . w . Mark jährlich eingehen , da komme eine Minde¬
rung des Einkommens infolge der Ablösung nicht in Frage .

Die Kommission halte eine grundsätzliche Abschaffung
der Stolgebühren nicht für angezeigt , obwohl die meisten
evangelischen Landeskirchen Deutschlands damit schon vor¬
gegangen seien . Denn für die ländlichen Verhältnisse sei
es nicht angemessen , die Einrichtung zwangsweise . durch
Staatsgesetz zu beseitigen ; nur für die Städte müsse
dieselbe ermöglicht werden . Auf dem Lande sei noch

' mehr die naive Anschauung , daß durch Geben und Neh -
j men eine gewisse persönliche Zusammengehörigkeit ge-
! schaffen werde , in Geltung ; der Ausdruck der Dankbar¬

keit , der in der Gabe für den Geistlichen liege , sollte
nicht unmöglich gemacht werden . Man dürfe sich keiner
Illusion darüber hingeben , daß , wenn der Einzelne nicht

! mehr veranlaßt sei , dem Geistlichen für seine Verrich -
! tungen etwas zu zahlen , dann bei der oft unbehilflichen
^ Art des Landmannes auch jedes Wort des Dankes weg-



fallen würde ; damit würde aber eine wesentliche Förde¬
rung des persönlichen Verkehrs zwischen dem Pfarrer
und den Gemeindeangehörigen wegfallen . Infolge der
angeregten Erweiterung des Gesetzes werde die Ablösung
der Stolgebühren auf dem Lande nicht häufig stattfinden ,
schon deßhalb nicht , weil in den meisten Gemeinden zu
diesem Zwecke eine örtliche Kirchensteuer erst neu einge¬
führt werden müßte . Eine solche sei bis jetzt nur in 23
evangelischen Gemeinden eingcführt und auch hier werde
man dieselbe wohl nur so lange forterheben , als es der
besondere Anlaß (Kirchenbau u . s . w .) erfordere . Es sei
nur zu begrüßen , wenn auf dem Lande kein erheblicher
Gebrauch von der Befugniß der Ablösung gemacht werde ;
das von den Petenten betonte Gefühl der Unfreiheit und
der Beschämung erwachse dort keineswegs aus der be¬
stehenden Einrichtung .

Anders in den Städten ; hier trete Redner mit voller
Ueberzeugung dem Wunsche der Petenten bei ; hier seien
die Stolgebühren ein Grund der Ungleichheit der Pfarr -
bezüge , nicht zugleich auch der richtige Ausdruck der Be¬
liebtheit oder Vorzüglichkeit der einzelnen Geistlichen .
Namentlich in den Städten , wo die Geistlichen ihre ab¬
gegrenzten Parochien haben , beziehe der ebenso tüchtige
Geistliche oft geringere Stolgebühren als sein Amtsbruder :
die Höhe dieser Einkünfte sei auch oft durch den längeren
Aufenthalt am Orte und durch das Alter des Geistlichen
bedingt . Für die gegenseitige Stellung der Geistlichen
sei dieser Zustand durchaus nicht wünschenswerth . Dazu
komme ein Weiteres hinzu : in der Stadt fühle , jeder
Geistliche fort und fort die Verpflichtung , die Einzelnen
zur Erfüllung ihrer geistlichen Pflichten anzuhalten , wenn
sie dies nicht aus freien Stücken thun . Dabei stehe ihm
aber die Stolgebühr hemmend im Wege , denn er werde
beim Volke immer und immer wieder dem Vorurtheil be¬
gegnen , als sei es ihm nur um seine Gebühr zu thun .

Die Art und Weise der Ablösung zu bestimmen , werde
nicht Sache der staatlichen , sondern der kirchlichen Gesetz¬
gebung sein .

Zum Schlüsse bemerkt Redner , daß in dem gedruckten
Kommissionsberichte , Seite 2 , ein Druckfehler zu berich¬
tigen sei ; statt „ Bierfastopfer " müsse es heißen „ Vier¬
festopfer " .

Präsident des Verwaltungsgerichtshofs vr . Wielandt
erklärt , daß die Petition zwar auch vom Kircheugemeinde -
rath Karlsrühe , dem er selbst als Mitglied angehöre , ein¬
gereicht sei , daß er aber die Erwartung , als ob er persön¬
lich dafür eintreten werde , gleichwohl nicht erfüllen könne .
Er sei weder mit der Einbringung der Petition im gegen¬
wärtigen Zeitpunkt , noch auch in Allem mit der Begrün¬
dung derselben einverstanden . Er habe anläßlich der letzten
Generalsynode Gelegenheit gehabt , sich mit dem Gegen¬
stand zu beschäftigen , die Synode habe sich für die .Ab¬
schaffung der Stolgebühren ausgesprochen ;. Redner habe
in der Synode einen abweichenden , weniger weitgehenden
Antrag gestellt , der aber die Mehrheit nicht gefunden
habe . Er sei zwar nicht der Meinung , daß es nicht
wünschenswerth wäre , wenn einmal ein fester Gehalt an
Stelle der Stolgebühren trete , aber auch jetzt noch sei er
der Ansicht , daß die Abschaffung derselben auch in den
Städten keineswegs so dringend sei, daß es geboten wäre ,
diesen Gegenstand schon jetzt , ohne Zusammenhang mit
der Frage der Erhöhung des Einkommens der Geistlichen
zur Erledigung zu bringen . Der Schwerpunkt liege gar
nicht in den eigentlichen Stolgebühren , d . h . den bestimmten
Taxen für geistliche Amtsverrichtungen , sondern in den
Geschenken , welche über diese Taxen hinaus gegeben wer¬
den . Wenig werde erreicht , wenn man nur eine Ent¬
schädigung für die Taxen gebe , ohne daß man irgendwie
die Gewährung von Geschenken beseitige . Geschehe aber
letzteres , so sei es nicht angemessen , jetzt schon das Ein¬
kommen der Geistlichen dadurch zu schädigen , ohne zu¬
gleich eine entsprechende anderweite Aufbesserung zu ge¬
währen . Redner ist mit Prälat 0 . Doll darüber ein¬
verstanden , daß die Einkünfte der Geistlichen nothwendig
erhöht werden müssen . Sowohl in der letzten General¬
synode als auch wiederholt in diesem Hohen Hause wäh¬
rend der letzten Tagung sei anerkannt worden , es sei
Aufgabe des Staates , nicht nur durch Gewährung des
Besteuerungsrechts an die Kirchen , sondern auch durch
direkten Zuschuß die Stellung der Geistlichen aufrecht zu
erhalten .

Der in Frage stehende Gegenstand sei ein sehr schwie¬
riger ; mit der vorgeschlagenen Ermächtigung der Ge¬
meinden werde das , was man eigentlich wolle , gar nicht
erreicht werden .

Die Sache sei keineswegs dringend , nicht einmal für
die städtischen Gemeinden ; für die Landgemeinden ist
Redner mit den bezüglichen Ausführungen des Herrn
Prälaten völlig einverstanden . Er zolle dem Herrn Be¬
richterstatter Beifall für die völlig objektive Haltung des
Kommissionsberichts . Die für die Aufhebung der Stol¬
gebühren angeführten Gründe seien aber nicht dringlich .
Sage man vom Standpunkt der Geistlichen , die Stol¬
gebühren seien werthlos , weil für die Beitreibung der
herkömmlichen Taxen staatlicher Zwang nicht zu Gebote
stehe , so sei dies richtig hinsichtlich dieser Taxen ; allein
in den Städten werden diese weit überstiegen von dem ,was völlig freiwillig gegeben werde . Mit Recht sei
hervorgehoben worden , daß daraus eine Ungleichheit sich
ergebe . Von einer Werthlosigkeit dieser Einkünfte könne
aber nicht die Rede sein . Erachte man die Entgegen¬
nahme der Gebühren für die Geistlichen als beschämend ,so könne man die Taxen durch den Kirchendiener in Em¬
pfang nehmen lassen . Diese Beanstandungen könnten
nach Redners Ansicht nicht die Abschaffung der Stol¬
gebühren , sondern höchstens eine andere Bezugsweise der¬
selben rechtfertigen : etwa so, daß die Kirchengemeinde für>hre Kasse die Gebühren aus Kasualfällen erhebe und
daß den Geistlichen aus der Kirchenkafse eine möglichst

gleichmäßige Vergütung gewährt werde . Wenn es im
Zug der Zeit liege , bestehende Gebühren abzuschaffen , so
treffe das nur hinsichtlich des Bezugs durch den be¬
treffenden Beamten selbst zu ; daß Korporationen und
Gemeinwesen Gebühren erheben , sei keine Besonderheit .Die Gefahr , daß der Einzelne sich der Taxe wegenden geistlichen Handlungen entzieh » , lei , wenigstens nachden in Karlsruhe gemachten Erfahrungen , nicht groß .Von 1200 in Betracht kommenden Kindern seien hiernur 16 nicht getauft worden und bei diesen sei die Taufeaus ganz andern Gründen unterblieben . So gut wie
kein Fall sei in Karlsruhe vorgekommen , daß die kirch¬
liche Beerdigung nicht nachgesucht worden wäre ; anders
freilich verhalte es sich hinsichtlich der Trauungen , hier
seien aber ganz anders Gründe als die Taxen

'
maß¬

gebend . Auch in anderen evangelischen Gemeinden seiendie Zustände keineswegs so schlimm .
Die Ungleichheit der Einkünfte in den einzelnen Paro¬

chien einer Stadt sei wesentlich hervorgerufen durch das ,was über die Taxen hinaus gegeben werde . Nach dem
Antrag der Petenten würde es nicht möglich sein , auch
hierfür aus der örtlichen Kirchenkasse eine Entschädigung
zu geben . Um auch hier eine Ausgleichung zu ermög¬
lichen , müßte man die Kirchengemeinde weiter ermächtigen ,aus Mitteln der örtlichen Kirchensteuer den Geistlichen
nach den besonderen Verhältnissen bemessene Lokal zu -
lagen zu gewähren . Redner würde eine solche Ausdeh¬
nung des Gesetzes sehr begrüßen . Das hänge nun aber
auf 's engste mit der Frage der Aufbesserung der Geist¬
lichen im allgemeinen zusammen , und es könne vielleichtdie oberste Kirchenbehörde erhebliche Bedenken haben
gegen eine solche Besserstellung der Geistlichen in den
größeren Städten . Besser wäre es deshalb gewesen ,wenn die Sache erst dann an die Kammern gelangt wäre ,nachdem zuvor die erforderlichen Vorberathungen über
die Grundzüge des Vorgehens innerhalb der Kirche statt¬
gefunden hätten . Dieser Weg wäre korrekter als der
von den Petenten eingeschlagene gewesen .

Dieser Schwierigkeiten ungeachtet , sei Redner mit der
empfehlenden Ueberweisung der Bitte einverstanden , weil
er das Wesentliche darin erblicke , daß das Gebiet der
örtlichen Kirchensteuer erweitert werden solle .

Geh . Oberregierungsrath vr . Arnsperger : Die An¬
schauung der Großh . Regierung lasse sich kurz dahin
bestimmen , daß die Großh . Regierung die Frage , ob die
Stolgebühren fortbezogen oder abgelöst tverden sollen und
in welcher Weise letzteres geschehen solle , als eine rein
kirchliche betrachte , die von der Kirche zu regeln sei , daß
sie aber , falls eine der Kirchen die Ablösung herbei¬
führen wolle , verpflichtet zu fein glaube , der Kirche den
Vollzug dieser Absicht zu ermöglichen , soweit derselbe von
der staatlichen Gesetzgebung abhängig sei . Eine solche
Abhängigkeit liege nun in der Thal vor , insofern die
Mittel zur Entschädigung für die aufgehobenen Stol¬
gebühren nur im Wege der örtlichen Kirchenbesteuerung
aufzubringen seien und nach Ansicht der Großh . Regierungdie jetzige Fassung des Gesetzes über die Besteuerung für
örtliche kirchliche Bedürfnisse die rechtliche Möglichkeit
hierzu nicht einräume . Vielmehr werde diese Möglichkeit
nur im Wege der Ergänzung jenes Gesetzes geschaffen
werden können .

Das Gesetz über die örtliche Kirchensteuer berühre die
Gehaltsvcrhältnisse der Geistlichen nur insofern , als im
Artikel 2 ausdrücklich die ausnahmsweise Errichtung
neuer geistlicher Aemter gestattet sei , habe aber im übrigendie Regelung der Gehaltsbezüge der Geistlichen dem all¬
gemeinen Kirchenverbande überlassen .

Der in Frage stehende Anlaß sei bedeutend genug , um
eine Aendecung des Gesetzes zu rechtfertigen , weil die
Ablösung der Stolgebühren von nicht unerheblichem Ein¬
fluß auf das Einkommen der Geistlichen sei und weil
die Angelegenheit nach Anschauung der Kirchenbehörde
geregelt werden solle . In diesem Sinne sei die Großh .
Regierung mit der empfehlenden Ueberweisung einver¬
standen .

Redner glaube aber nicht , daß eine bezügliche Vorlage
schon dem jetzt tagenden Landtage gemacht werden sollte .
Die Regierung gehe von der Anschauung aus , daß zu¬
erst ein Akt der kirchlichen Gesetzgebung vorliegen müsse ,
ehe man zu einer Abänderung des staatlichen Gesetzes
schreite . Ein solcher Akt sei aber bis jetzt weder erfolgt
noch angeregt . Zwar sei die Frage der Stolgebühren
von der letzten evangelischen Generalsynode behandelt
worden , dabei sei man aber wesentlich über das jetzt in
Frage Stehende hinausgegangen . Nachmals sei seitens
der oberen evangelischen Kirchenbehörde anläßlich der
Berathuug des allgemeinen Kirchensteuergesetzes der Er¬
wägung anheimgegeben worden , ob eine Ergänzung des
örtlichen Kirchensteuergesetzes auch in anderen Punkten
stattfinden solle . Man sei darauf nicht eingegangen , weil
die Anregungen nicht in den Rahmen des allgemeinen
Kirchensteuergesetzes paßten und weil das Gesetz über die
örtliche Kirchensteuer kaum erst in Wirksamkeit getreten
war . Im Jahr 1892 sei die Frage kirchlicherseits auf¬
geworfen worden , ob nicht die Gewährung einer Ent¬
schädigung für aufgehobene Stolgebühren im Wege der
örtlichen Kirchensteuer möglich sei ; das Ministerium habe
das auf Grund des bestehenden Gesetzes verneinen müssen .
Erst jetzt durch die vorliegende Petition sei mit Unter¬
stützung des Evang . Oberkirchenrathes angeregt worden ,
das örtliche Kirchensteuergesctz zu ändern .

Die Dringlichkeit sei schon deshalb keine besondere ,
weil die nächste regelmäßige Generalsynode erst im Jahre
1896 stattfinde . Die Kirchenbehörde werde in der Lage
sein , die Sache zunächst gründlich vorzubereiten , worauf
dann dem nächsten Landtage eine wohloorbereitete Vor¬
lage gemacht werden könne . Für jetzt werde die Großh .
Regierung vor ollem mit den oberen Kirchenbehörden
in 's B -nehmen treten und schon deshalb sei es zweifel¬

haft , ob sich überhaupt eine Vorlage an den gegenwär¬tigen Landtag noch ermöglichen lasse . Es werde ge¬nügen , wenn die Großh . Regierung bereit sei , nach vor¬
ausgegangener kirchlicher Gesetzgebung deren Durchfüh¬
rung zu ermöglichen .

Geh . Hofrath vr . Meyer steht dem Antrag der Pe¬tenten durchaus zustimmend gegenüber und freut sich überdie empfehlende Ueberweisung . Der Kirchengememderath
Heidelberg sei ebenfalls an der Petition betheiligt . Redner
schließe sich dem Inhalte derselben an und stehe ihr viel
freundlicher gegenüber als Herr Präsident vr . Wielandt .Er wolle sich lediglich auf die Verhältnisse der evangeli¬
schen Kirche beschränken , da ihm jene der katholischen
Kirche nicht ebenso bekannt seien . In der evangelischenKirche sei er grundsätzlich für völlige Abschaffung der
Stolgebühren . Gewiß seien dieselben deßhalb nicht völlig
werthlos , weil sie nicht zwangsweise beigetrieben werden
können . Wenn aber für geistliche Handlungen Geld -
gebühren bezahlt werden , so könne Redner nicht zugeben ,daß das patriarchalische Vertrauensverhältniß zwischen
Pfarrer und Gemeindegliedern wesentlich von der Be¬
zahlung der Stolgebühren abhängig sei . Unrichtig sei ,was in der Zweiten Kammer darüber ausgeführt wurde ,daß der Geistliche dem staatlichen Beamten in der Fragedes Gebührenbezugs nicht gleichzustellen sei . Die Rechts -
Verhältnisse der Beamten und der Geistlichen seien im
Laufe der geschichtlichen Entwickelung gegenseitig von
großem Einfluß gewesen . Die hinsichtlich der Beamten
allenthalben vollzogene Entwickelung , welche festen Gehaltan die Stelle der Gebühren gesetzt habe , sei dieselbe ,welche neuerdings hinsichtlich der Geistlichen in den meisten
deutschen Staaten zum Abschluß gekommen sei . HerrPräsident vr . Wielandt habe darauf hingewiesen , daß
Gebühren zwar auch ferner erhoben werden sollen , aber
nicht für die Rechnung der einzelnen Geistlichen , sondern
für die Kirchenkasse . Besser als der gegenwärtige Zustandwürde das wohl sein , es genüge aber den vorhandenen
Bedürfnissen nicht völlig . Anderwärts habe man die Ab¬
schaffung der Gebühren beschlossen , damit die Leute sichden geistlichen Handlungen nicht der Gebühren wegen
entziehen ; dieser Punkt sei doch nicht so ganz unerheblich .Man könne nicht wissen , inwieweit die Gebühren dabei
im Spiele sind , wenn doch an manchen Orten die kirch¬
lichen Verhältnisse schlimmer liegen als in Karlsruhe .
Daß anderwärts die erfolgte Abschaffung der Stolgebühren
sehr zur Zufriedenheit gereiche , sei Redner speziell bezüg¬lich des Großherzogthums Sachen -Weimar bekannt . Die
Befürchtung , daß die kirchlichen Handlungen vom Volke
weniger geschätzt würden , wenn die Bezahlung wegfalle ,sei nach den dortigen Erfahrungen nicht gerechtfertigt .Eine völlige Abschaffung sei nun heute freilich nicht
möglich ; die damit zusammenhängende Frage der Neu¬
regelung der Pfarrgehalte sei noch zu lösen . Gleichwohlsolle man den Wünschen der Kirchengemeinden entgegen -
kommen . Die fakultative Abschaffung werde dem erheb¬
lichsten Bedürfnisse in den Städten entsprechen . Dieses
Bedürfniß sei ganz besonders in Mannheim hervor -
getreten . Was speziell die Stadt Heidelberg anbelange ,so lassen dort viele Leute aus den benachbarten Ort¬
schaften die Trauungen in der Stadt vollziehen , in diesen
zahlreichen Fällen werde die Gebühr dem Pfarrerunmittelbar nach der geistlichen Handlung eingehändigtund sei der Einzug durch den Kirchendiener nicht möglich .Redner hält aus diesen Gründen die Abschaffung der
Stolgebühren in vielen Gemeinden für wünschenswerth ,mindestens aber für geboten , daß sie in einzelnenGemeinden ermöglicht werde . Am liebsten würde er es
sehen . wenn noch dem jetzigen Landtage eine bezügliche
Gesetzesvorlage zuginge , indessen werde es der Großh .
Regierung zu überlassen sein , wie sie den vom Hause
ausgesprochenen Wunsch auffassen will .

An eine Beseitigung der freiwilligen Geschenke denkt
Redner nicht . Durch die Ablösung der Gebühren scheine
ihm die Gewährung eines rein freiwilligen Honorars
nicht ausgeschlossen . Dies könne erst durch ein kirchlichesVerbot geschehen , das an sich wohl wünschenswerth , aber
wohl kaum durchführbar sei . Das erstrebte Ziel werde
also durch den Vorschlag der Petenten zwar nicht voll¬
ständig erreicht , aber immerhin werde diese Regelungeinen erheblichen Schritt zu diesem Ziele bedeuten .

Frhr . Franz v . Bodman : Im anderen Hohen Hause
sei bezüglich der entsprechenden Petition von der Kom¬
mission nur ein Antrag auf Ueberweisung zur Kenntniß -
nahme gestellt , von einem Theile des Hauses aber auchdies als zu weitgehend bezeichnet und , besonders von
katholischer Seite . Uebergang zur Tagesordnung bean¬
tragt worden . Wenn Redner zu einem gleichen Anträge
nicht gelangen könne und der Petition gegenüber ehereine freundliche Stellung einnehme , so wolle er dies in
Kürze erklären . So viel er wisse , befinde er sich mit
einzelnen Katholiken in diesem Hohen Hause in Ueber -
einstimmung , insofern er lieber gesehen hätte , wenn nur
die Ueberweisung zur Kenntnißnahme beantragt worden
und die Behandlung eine etwas kühlere gewesen wäre .Aber nach der Erklärung des Vertreters der Großh .
Staatsregierung , daß es Sache der Kirchenregierungen
sei , ob sie sich mit der Angelegenheit beschäftigen wolle
oder nicht , und daß die Kirchenregierungen zunächst über
die Sache befragt werden sollen , habe er gegen die em¬
pfehlende Ueberweisung nichts zu erinnern . Die katho¬
lische Kirchenregierung werde , wie Redner wisse , ent -
schieden gegen Abschaffung der Stolgebühren sich erklären ,damit werde für die Katholiken die Sache entschieden und
ubgethan sein . Im übrigen sei es eine interne Sache
der evangelischen Kirche ; als Katholik halte ec sich nicht
für berechtigt , ein Urtheil darüber abzugeben , ob dort
die Abschaffung der Stolgebühren wünschenswerth sei
oder nicht . Erwäge er aber weiter auch , daß der höchste
Geistliche der evangelischen Kirche des Landes den An -



trag namens der Kommission vertrete und auch die
Synode sich in diesem Sinne geäußert habe , so könne
er sich hierbei beruhigen und für die empfehlende Ueber-
weisung der Petition stimmen.

Prälat v . Doll bestätigt , daß in Mannheim haupt¬
sächlich auf die Abschaffung der Stolgebühren Gewicht
gelegt werde . Man meine dort nämlich, daß die Parochial-
eintheilung ohnedies nicht durchführbar sei . Diese Ansicht
theile Redner indessen keineswegs .

Was die Abschaffung der eigentlichen Geschenke be¬
treffe, so sei diese in Hessen gesetzlich erfolgt . Es handle
sich dabei aber um eine wesentlich kirchliche Angelegen¬
heit, deren kirchlicher Regelung nicht vorgegriffen werden
solle.

Die von Präsident vr . Wielandt vorgeschlagene Ein¬
führung von Lokalzulagen aus Mitteln der örtlichen
Kirchensteuer sei nicht zweckmäßig und nicht wünschens-
werth . Sei ein Pfarrer bei seiner Gemeinde beliebt, so
erhalte er eine solche Zulage , andernfalls keine ; das
würde eine höchst bedenkliche Abhängigkeit des Pfarrers
von seiner Gemeinde herbeiführen .

Die Großh . Regierung sei der Ansicht , daß zunächst
die Kirchenbehörden sich schlüssig zu machen hätten , be¬
vor man den Ständen einen bezüglichen Gesetzentwurf
vorlege . Allein die Generalsynode werde der Großh .
Regierung gegenüber immer nur einen Wunsch aus¬
sprechen können . Solle aber die Synode zuerst über die
Modalitäten der Durchführung beschließen, so komme der

gegenwärtigen Petition überhaupt keine Bedeutung zu,
insofern dann erst die nächste Generalsynode den Antrag
bei der Großh . Regierung zu stellen hätte . Redner wolle
übrigens der Großh . Regierung nicht entgegentreten ,
wenn sie zunächst die Generalsynode hören wolle . Er
könne nur den Wunsch wiederholen , daß eine bezügliche
Gesetzvorlage noch auf diesem Landtag erfolge .

Geh . Hofrath vr. Meyer bemerkt persönlich , daß
seine Auffassung bezüglich der Beseitigung der Geschenke
an die Geistlichen dahin gehe, daß dieselbe zwar nicht im
gegenwärtigen Stadium , wohl aber durch ein Kirchen¬
gesetz erfolgen könne .

Der Antrag der Kommission wird sodann ein¬
stimmig angenommen . (Schluß folgt.)

Stammholz -Versteigerung
Die Stadtbezirksforstei Heidelberg versteigert aus hiesigem Stadtwalde mit Borgfristbewilligung bis 1 . Oktober

d . I . gegen Sicherheitsleistung bezw. 2 Rabatt bei Baarzahlung am
Mittwoch den 28. März - I ., Bormittags 10 Uhr,

beginnend, in der Mädcbenturnhalle dahier, folgende Sortimente : H 125-2

Eiche n Hain - Vorzeiger:
WaldhüterDistrikt und Abtheilung I II III IV buchen

St . Inh . St -! Inh St Inh St . !Inh St ^Inh . St ^Inh . St Inh St Inh
I 11 Oberer St . Nikolaus 4 975 19 35.27 42 5111 12 762 SchödelRohrb .
I 29 Auerhahuenkopf 8 9 .81 14 10 09 4 197 3 4 .97 3 107 1 0-34 >
I 30 Lindenberg 6 8 52 3 2 40 3 4 99 1 1 .19 i

( Clormann inI 34 Linsenteich 2 251 4 4 21 9 7 62 15 7 02 1 064
I 36 Unterm Hobkreuz 1 254 1 080 ! Schlierbach.
1 37 Hohkreuzschlag 1 1 .87 2 2 21 6 432 2 274 8 3 87 1 0.31
I 38 Obere Drachenhöhle 2 212 5 3-26 29 34 .64
I 42 Unterer und 7 4 85 1 128 G . Sauer in

Schlierbach.I 43 Oberer Wildschützen¬
schlag 12 1381 5 4 59 4 444

Das Holz lagert meist an festen Wegen und kostet die Beifuhr an die Bahnhöfe Heidelberg bezw Schlierbach
ca . 4 Mark pro Fm . Beifuhr vermitteln Georg Stadler in Ziegelhausen und Georg Vogel in Rohrbach,
zöge aus den Listen fertigt Waldhüter Gg . Sauer in Schlierbach.

Heidelberg , den 12 . März 1894
Woll .

"Mrgeriltche Stechtopstege.
Leffentliche Zustellung .

H .177 2. Nr . I486. W a l d s h u t.
In Sachen der Ehefrau des Otto
Huber von Wieden , Barbara , geb .
Zübli , zur Zeit in Luneville . früher in
Städeli bei Flawyl , Kant . St . Gallen ,
vertreten durch Rechtsanwalt Hanger in
Waldsbut , Klägerin , gegen ihren Ehe¬
mann , zur Zeit an unbekannten Orten
abwesend , Beklagten , wegen Eheschei¬
dung , ladet die Klägerin den Beklagten
zu dem neuerdings zur mündlichen Ver¬
handlung des Rechtsstreits vor der II.
Civilkammer des Großh . Landgerichts
zu Waldshut auf
den 9 . Juni 1894 , Vorm . 9 Uhr ,

bestimmten Termin , mit der Aufforde¬
rung , einen bei dem gedachten Gerichte
zugelaffenen Anwalt zu bestellen .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug des klägerischen
Schriftsatzes bekannt gemacht .

Waldshut , den 13 . März 1894 .
GerichtsschreibereiGroßh . Landgerichts.

Schindler .
Aufgebot .

H : 146 .2 . Nr . 2587 . Wertheim .
Das Großh . Amtsgericht Wertheim hat
unter Heutigem folgendes „Aufgebot "
erlassen : Landwirth Martin Höfert ,
Johann Adam Sohn in Külsbeim,
besitzt nachverzeichnete , auf der Gemar¬
kung Külsheim gelegene , aber im Grund¬
buch auf dessen Namen noch nicht einge¬
tragene Liegenschaften , nämlich : 1 . l Ar
17 Qm . Bauplatz in unabgetbeilter
Gemeinschaft mit der ledigen Maria
Bußmann in Külsheim». am Gänsberg ,
neben Ludwig Stemmler , der Straße ,
der Einfahrt und Isaak Hahn , im
Werthe von 50 M . 2 . 9 Om . Vor¬
platz unter der Behausung des Jsak
Hahn , im Werthe von 30 M . 3. 3V-
Qm . Hosraitheplatz vor obigem Vor¬
platz im Werthe von 10 M . 4 . 1 Vieh¬
stall in der Scheuer des Jakob Buß¬
mann mit 9 Qm . Dungplatz vor dieser
Stallung » neben Jakob Buhmann und
der Einfahrt , im Werthe von 30 M .
5 . 1 Drittheil Scheuer bei der Guß¬
bach in abgetheilter Gemeinschaft mit
Gottfried Seitz und Jsak Hahn , rechts
des Eingangs , die Hintere Hälfte des
Barrens nebst Hinterem Tennlnden des
ganzen Gebäudes , neben der Gußbach
und Josef Höfert mit gemeinschaftlicher
Einfahrt von 83 Qm , im Werthe von
580 M . Zur Festitellung, ob und welche
in den Grund - und Unterpfandsbüchern
der Gemeinde Külsheim nicht einge¬
tragene und auch sonst nicht bekannte
dingliche oder auf einem Stammguts -
oder Familievgutsverbands beruhende
Rechte dritter Personen an den bezeich¬
nten Liegenschaften bestehen, ist das
Aufgebotsverfahren angeordnet und
Termin bestimmt , aus :

Mittwoch , 9 . Mai l . Js . ,
Vormittags 10 Uhr ,

in welchem alle nicht angemeldeten An
spräche dem Kläger gegenüber für er¬
loschen erk-ärt werden .

Wertbeim, 8 . März 1894.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Keller .
Konkursverfahren.

H '236 . Nr . 8715 . Karlsruhe .
Das Konkursverfahren über den Nach¬
laß des Kaufmanns Karl Nagel von
Leopoldshafcn wurde durch Beschluß
Gr . Amtsgerichts hier vom 15 . d . M . ,
mangels einer den Kosten des Verfch
rens entsprechenden Konkursmasse, ein¬
gestellt .

Karlsruhe , den 16 . März 1894 .
Rapp ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.

H219 . Nr -5377 - Tauberbischofs -
l heim . Uebr das Vermögen der Land¬
wirth Josef Michelbach Ebefrau , Phi¬
lippine, geborne Faul in Königshofen,
wurde heute am 17 . März 1894 , Vor¬
mittags 9 Uhr , das Konkursverfahren
eröffnet .

Der Großh . Notar Weindel dahier
ist rum Konkursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum
10. April 1894 bei dem Gerichte anzu¬
melden .

Es ist zur Beschlußfassung über dre
Wahl eines anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eines Gläubiger -
ausschuffes und eintretenden Falls über
die in Z 120 der Konkursordnung be-
zeichneten Gegenständeund zur Prüfung
der angemeldeten Forderungen auf

Dienstag den 17. April 1894 ,
Vormittags ^ r9 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgerichte Hierselbst
Termin anberaumt .

Allen Personen , welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind, wird aufgegeben , nichts an
den Gemeinschuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt , von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Be¬
friedigung in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum 10 . April
1894 Anzeige zu machen .

Tauberbischofsheim, 17 . März 1894 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Wagner .
Bekanntmachung .

H218 . Nr . 2416 . Walldürn . Nach¬
dem die Eröffnung des Konkursver¬
fahrens über das Vermögen des Schuh¬
machers Johann Ditter in Hardheim
beantragt und dieser Antrag zugelassen
ist , wird zur Sicherung der Vcrmögens-
masse dem Johann Ditter jede Ver¬
äußerung und Entfernung von Bestand-
theilen seines Vermögens untersagt .

Walldürn , den 17 März 1894 .
Großh . bad . Amtsgericht,

gez . Bolze .
Dies veröffentlicht : Gerichtsschreiber

Großh . Amtsgerichts : Grasberger .
Bermögensabsonderungen .

H .243 . Nr - 3324 . Karlsruhe .
Die Ehefrau des Uhrmachers Julius
Müller in Pforzheim, vertreten durch
Rechtsanwalt Groß , klagt gegen ihren
genannten Ehemann mit dem Anträge ,
sie für berechtigt zu erklären , ihr Ver¬
mögen von dem ihres Ehemannes abzu¬
sondern.

Termin zur Verhandlung des Rechts¬
streits vor Großh . Landgericht dahier,
Civilkammer II , ist bestimmt auf

Samstag den 5 . Mai 1894,
Vormittags 9 Uhr .

Dies wird hiermit zur Kenntniß-
nahme der Gläubiger bekannt gemacht .

Karlsruhe , den 16 . März 1894.
Gerichtsschreiberei

des Großh . bad . Landgerichts.
I>r . v . Bohlen - Haldach .

H 203 - Nr . 4489 . Mannheim .
Die Ehefrau des Landwiiths Joseph
Alois Lemp , Elisabetha , geb. Greu¬
lich in Altwiesloch » wurde durch Ur-
theil der Civilkammer IV des Gr . Land¬
gerichts Mannheim vom 8 . März
1894 für berechtigt erklärt , ihr Ver¬
mögen von dem ihres Ehemannes ab -
zufondern.

Dies wird zur Kenntnißnahme der
Gläubiger andurch veröffentlicht .

Mannheim , den 12. März 1894.
GerichtsschreidereidesGr . Landgerichts.

Häulick .

H253 . Nr . 4815 . Mannheim . Die
Ehefrau des Wirths Heinrich Schulz ,
Hedwig, geb. Ehinger in Mannheim ,
hat gegen ihren Ebemann bei diesseitig .
Landgerichte eine Klage mit dem Be¬
gehren eingereicht , sie für berechtigt zu
erklären, ihr Vermögen von dem ihres
Ehemannes abzusandern.

Termin zur Verhandlung hierüber
ist auf :

Mittwoch den 2 . Mai 1894,
Vormittags 9 Uhr ,

bestimmt .
Dies wird zur Kenntnißnahme der

Gläubiger andurch veröffentlicht .
Mannheim , den 17 . März 1894.

GerichtsschreibereiGroßh . Landgerichts.
I e s e l so h n .

H256 . Nr . 15,226 . Mannheim .
Durch Urtheil Gr . Amtsgerichts Ab -
theilnng II hier vom Heutigen wurde
Auguie , geborene Pfund , Ehefrau des
Kaufmanns Julius Trapp in Mann¬
heim , nachdem über dessen Vermögen
das Konkursverfahren eröffnet worden
ist , für berechtigt erklärt , ihr Vermögen
von demjenigen ihres Ehemannes ab¬
zusondern.

Mannheim , den 17 . März 1894 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

S t a l f .
Erdsorladungen .

H '229 - Durlach . Philipp Den -
ninger , gebürtig von Langensteinbach ,
später als Korsettenmacher in Mühl¬
burg und Karlsruhe und Bruchsal an¬
sässig und 1882/83 nach Amerika (New
Uork ) ausgewandert , vermißt , ist zur
Erbschaft seines in Langensteinbach -f
Bruders , Johann Georg Denninger ,
Landwirths , als einziger Erbberechtig- i
ter berufen und wird hiemit aufgefor¬
dert , sich binnen zwei Monaten zu
melden , widrigenfalls die Erbschaft sei¬
nen Kindern zugetheilt werden wird.

Durlach , den 12 März 1894.
Der Großh . Notar :

A . Schmitt .
H '228 . Nr . 99 . Fr ei bürg . Zur

Verlaffenschaft der am 16 Januar 1894
dahier an ihrem Wohnsitze verstorbenen
Fräulein Nannette Wittum von
Billin gen sind kraft Gesetzes ihre
nächsten ehelichen Verwandten väterlicher
und mütterlicher Seits je zur Hälfte
berufen. Dieselben werden andurch auf¬
gefordert, behufs Beizugs zu der Ver-
laffenschaftsverhandlung

binnen 4 Wochen
ihr Erbrecht anher geltend zy machen
und nachzuweisen .

Freiburg , den 5 . März 1894 .
Der Großh . Notar für Distrikt II :

Straub .
Haodelsregistereinträge .

H -175- Nr - 2978. Radolfzell .
In das Firmenregister wurde einge¬
tragen :

i . Unterm 27 Februar l . I - zu O -Z-
107 , Eduard Noppel in Gvttma -
dingen : „Die Firma ist erloschen ."

2 Unterm 2 . März l . I - zu O Z
156 , I . Burkart in Radolfzell : „Die
Firma ist erloschen ."

3- Unterm gleichen Tag zu O »Z - 118»
I - Hagenbusch . Radolfzell : „Die
Firma ist erloschen ."

4 . Unterm 5 - März l - I . zu O Z 89,
Ezechiel Bloch , Gailingen : „Die
Firma ist erloschen "

5 . Unterm 6 . März l - J . zu O >Z . 166,
Salomon Eml - Bloch . Gailmgen :
„Die Firma ist erloschen "

g . Unterm 7- März l. I - zu O .Z.
178 . Konrad Wisenfad in Arten:
„Die Firma ist erloschen ."

7 . Unterm '--8 . Februar l I - zu O .Z
196, Ferd . Widder in Radolfzell :

! Inhaber der Firma : „Ferdinand
Widder , led- Kaufmann in Radolfzell ",

» - Unterm 7 . März l - I . zu O -Z-
197, Robert Schalter , Elektrotech¬
nische Werkstätte in Singen :

Inhaber der Firma : „Robert Schaller
in Singen . Derselbe ist verehelicht mit
Emilie , geb. Herberg von Kempten, seit
6- Oktober ! 89o , badiiLer Unterthan ,
und erfolgte der Eheabschluß ohne Er¬
richtung eines Ehevertrags in Kempten,
damals in der Absicht, den Wohnsitz in
den Kanton Schaffhansen zu verlegen,
was nachmals auch geschehen ist "

9. Unterm gleichen Tag zu O >Z . ' 98 ,
G - Schrenk , Uhrenmacher in Smgen .

Inhaber der Firma : „ Gottfried
Schrenk in Singen - De selbe ist verehe-
lickt mit Marie , geb. Ruf von Hüfingen-
Laut Eheveitrag vom 25 . September
1893 wird das beiderseitige gegenwärtige
und zukünftige bewegliche Vermögen
sammt den darauf ruhenden Schulden
vonderGütergemeinschaftausgeschlossen
und für Liegenschaft erklärt."

10 . Untenn gleichen Tag zu O .Z -
199 , Handlung von Ferd . Kede er in
Gottmadingen :

Inhaber der Firma : „Ferdinand
Kederer in Gottmadingen . Derselbe
ist verehelicht mit Lina, geb - Fahr von
Gottmadingen . Gern- 8 > des Ehe-
Vertrags vom 5 April 1893 wird das
beiderseitige gegenwärtigeund zukünftige

! bewegliche Vermögen sammt den darauf
! ruhenden Schulden von der Güterge -
! meinschaft ausgeschlossen und für Liegen -
! schüft erklärt."

11. Unterm 6 . März l- I . zu O -Z-
> 173, E - D - Moos in Gailingen : „Der
Firmeninhaber Elias Moos hat sich
unterm 8- Januar 189l zu Frankfurt
a - M - verehelicht mit Sarah , geb .
Hirsch von da- Gemäß 8 2 des Ehe
Vertrags vom 8 . Januar >894 soll unter
Anschluß der allgemeinen Gütergemein¬
schaft zwischen den Ehegatten lediglich
Erungenschaftsgemeinschastbestehenund
soll dasjenige, was der eine oder andere
in die Ehe einbringt, oder -demselben
während derselben durch Ebschast oder
Schenkung oder ihm sonst allein zufällt ,
dessen Sonders erwögen verbleiben, auch
im Falle der Veräußerung während der
Ehe zu ersetzen sein .

12. Unterm 1v. März l - J . zu QZ -
200 , M - Oechsle in Worblingm
(Hauptgeschäft in Worblingen) :

Inhaber der Firma : „ Kaufmann
Michael Oechsle in Steißlingen . Der¬
selbe ist verehelicht mit Anna , geb -
Maier von Friedingen , und wirft gem-
8 1 des Ehevertrags vom 1 - Februar
1888 jeder Theil 100 M . in die Ge¬
meinschaft ein . während alles übrige
gegenwärtige und künftige bewegliche
und unbewegliche , aktive und passive
Ehebeibringen von der Gütergemein¬
schaft ausgeschlossen und für Liegen¬
schaft erklärt wird "

Radolfzell, den 14 . März 1 - 94 .
Großh Amtsgericht,

von Rüpplin
H -249 - Mannheim .

Bekanntmachung .
Zur Fortführung der VermessungS

werke und der Lagerbücher nachfolgender
Gemarkungen ist im Einverständniß mit
den Gemeinderäthender betheiligten Ge¬
meinden Tagfahrt jeweils auf dem Rath¬
hause der betreff . Gemeinde anberaumt ,
für die Gemarkung :

1 . Neulutzheim , Dienstag den 27 .
März d . I , Vorm 9 Uhr.

2- Altlutzheim mit Speierergrün ,
Mittwoch den 28- März d . I .,
Vorm . 9 Uhr .

3 . Hockenheim mit Biblis , Freitag
30 . März d . I . , Vorm . 8 Uhr.

4- Reilingen , Dienstag den 3.
April d . I . , Vorm . 9 Uhr.

5 Oftersheim mit den 9 Hardtge¬
markungen, Donnerstag den 5.
April d . I . » Vorm . 9 Uhr.

6 Plaukstadt , Samstag den 7.
April d . I . , Vorm . 9 Uhr.

7 - Schwetzingen mit Schwetzinger-
hardt , Dienstag den 10. April
d . I , Vorm . 8 Uhr .

8- Ketsch mit Rheiawald , Freitag
den 13 . Aprild . I , Vorm 9 Uhr.

9 . Brühl , Montag den 16 . April
d . I , Vorm . 9 Ubr

10 Friedrichsfeld , Mittwoch den
18. April d . I . , Vorm . 9 Uhr .

11 . Seckenheim . Freitag den 20.
April d . I . , Vorm . 8 Uhr.

12 Edingen , Dienstag , 24 . April
d I . , Vorm . 9 Uhr .

Die Grundeigenthümer werden hier¬
von mit dem Anfügen in Kenntnis ge¬
setzt , daß das Berzeichniß der seit der
letzten Fortführung eingetretene » , dem
Gemeiuderalh bekannt gewordenen Ver¬
änderungenim Grundeigenthum währent

^8 Tagen vor dem Fortführungstermin z§
! Einsicht der Betheiligten aus dem Rat
Hause aufliegt : etwaige Einwendung
gegen die in dem Berzeichniß vorge¬
merkten Aenderungen in dem Grund -
eigentbum und deren Beurkundung iw
Lagerbuch find dem Fortführungsbe¬
amten in der Tagfabrt vorzutrageu.

Die Grundeigenthümer werden gleich¬
zeitig aufgefordert , die seit der letzten
Fortführung in ihrem Grundeigenthum
eingetretenen» aus dem Grundbuche
nicht ersichtlichen Veränderungen dem
Fortführungsbeamten in der bezeichnet?!,
Tagfahrt anzumelden. Ueber die in der
Form der Grundstücke eingetretenenVer¬
änderungen sind die vorgeschriebenen
Handrisse und Mcßurkunden vor der
Tagfahrt bei dem Gemeinderath oder
in der Tagfahrt bei dem Fortführungs¬
beamten abzugeben , widrigenfalls die¬
selben auf Kosten der Betheiligten vov
Amtswegen beschafft werden müßten

Auch werden in der Tagfahrt Anträge
der Grundeigenthümer wegen Wieder¬
bestimmungverloren gegangener Grenz¬
punkte an ihren Grundstücken entgegen
genommen.

Mannheim , den 17 . März 1894 '
.

Der Großh . Bezirksgeometer:
Leips .

! H '250 . Nr . 52 . Eppingen .
! Bekanntmachung .
! Zur Fortführung der VermessungS -
. werke und der Lagerbücher nachfolgen -
! der Gemarkungen ist im Eniverständniß
mit den Gemeinderäthen der betyeilig -
ten Gemeinden Tagfahrt leweils auf
dem Ralhhause der betr. Gemeinde an¬
beraumt , für die Gemarkung :

1 . Stebbach mit Streichen berg :
Dienstag den 27 . März , Vor¬
mittags 9 Uhr ;

2 . « erwange » , Donnerstag den
29 . März , Vormittags 9 Uhr ;

3 . Laudshaufen , Freilag den 30.
März , Vormittags 9 Uhr.

Die Grundeigenthümer werden hievon
mit dem Anfügen in Kenntniß gesetzt ,
daß das Verzeichniß der seit der letzten
Fortführung eingetretenen , dem Ge¬
meinderath bekannt gewordenen Verände¬
rungen im Grundeigenthum während 8
Tagen vor dem Fortführungstermin zur
Einsicht der Betheiligten auf dem Rath¬
hause aufliegt : etwaige Einwendungen
gegen die in dem Verzeichnis vorge¬
merkten Aenderungen in dem Grund¬
eigenthum und deren Beurkundung im
Lagerbuch sind dem Fortführungs¬
beamten in der Tagfahrt vorzutragen.

Die Grundeigenthümer werden gleich¬
zeitig aufgesordert , die seit der letzten
Fortführung in ihrem Grundeigenthum
eingetretenen, aus dem Grundbuch nicht
ersichtlichen Veränderungen dem Fort¬
führungsbeamten in der bezeichncten
Tagfahrt anzumclden. Ueber die in der
Form der Grundstücke eingetretenenVer¬
änderungen sind die vorgeschriebenen
Handrisse und Meßurkunden vor der
Tagfahrt bei dem Gemeinderath oder in
derTagfahrt bei dem Fortführungsbeam¬
ten abzugeben , widrigenfalls dieselben
auf Kosten der Betheiligten von AmtS-
wegen beschafft werden müßten.

Auch werden in der Tagfahrt An¬
träge der Grundeigenthümer wegen
Wiederherstellung verloren gegangener
Grenzmarken an ihren Grundstücken ent¬
gegengenommen.

Evvingen . den 17. März 1894 .
Der Großh . Bezirksgeometer:

_ Fischer ._
H 183 .2 . Nr . 540 . Heidelberg .

WnleiiWs - Meiin.
Die GemeindeNutzloch , Amts Heidel¬

berg , vergibt die Maurerarbeiten für
die Herstellung dreier Reservoire von
100, 25 und 15 ebm Inhalt , sowie
die zum weiteren Ausbau der Leitung
erforderlichen Metallarbeitern

Die letzteren umfassen:
Das Liefern und Legen von

335 m Gußröhren von 100 mm Lichtweite
875 „ „ „ 80. „ „
175 „ „ „ 60 „
21 Schiebern,
22 Hydranten ,
11 Brunnenstöcken,

das Material zu etwa 70 — 100 Haus¬
leitungen.

Angebote sind in die von Gr . Kultur -
Inspektion Heidelberg gegen Einsen- ,
düng von 1 M . Kopialgebühren zu be¬
ziehenden Angebotsformulare einzutra¬
gen und mit entsprechender Aufschrift
versehen bis

Samstag den 31 . März 1894,
Vormittags 11 Uhr ,

bei dem Gemeinderath in Nußtoch ein-
zureichen .

Heidelberg , 15. März 1894.
Gr . Kulturiufpektio » .

Truck uns Brrlas rer Brau nicken Hofvuckuruär
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